
Geschmackloses  Mauer-
Spektakel in Mitte geplant
Berlin – Der russische Regisseur Ilja Khrzhanovskij startet
ein  Kunstprojekt,  das  viele  Berliner  nur  für  geschmacklos
halten.  Aber  Kunst  und  Satire  dürfen  ja  bekanntlichereise
alles.  Michael  Müller  (SPD),  Regierender  Bürgermeister  von
Berlin,  nennt  das  Vorhaben  –  wenig  überraschend  –
„gewöhnungsbedürftig,  aber  grundsätzlich  spannend“.

Und das ist der Plan der Künstlers:

Ab  12.  Oktober  soll  das  Leben  in  einem  totalitären  Staat
erlebbar  werden  –  umrahmt  von  einer  Mauer,  die  der
berüchtigten  Berliner  Mauer  der  SED-Diktatur  nachempfunden
ist.

Der Bereich in Mitte wird etwa quadratisch sein und begrenzt
von den Straßen Unter den Linden, der Französischen Straße und
dem Werderschen Markt.

Wer sich das Spektakel als Besucher anschauen will, muss zuvor
einen Einreiseantrag stellen und – so wird es angekündigt –
„Schikanen ertragen“. Handys sind am Eingang abzugeben.

Veranstalter  des  Ganzen  sind  die  Berliner  Festspiele,  die
viele der geplanten „Attraktionen“ geheim halten. Die gute
Nachricht: am 9. November soll die neue Mauer dann wieder
abgerissen werden. Wie, das werden wir sehen.
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Arm aber sexy? Nicht mal das
klappt noch in Berlin
von KLAUS KELLE

Berlin – Was waren das noch für Zeiten, als Klaus Wowereit
(SPD)  Regierender  Bürgermeister  von  Berlin  war.  Zugegeben,
auch damals lief kaum etwas rund in der Millionenmetropole,
aber „Wowi“ verlieh der Stadt wenigstens ein bisschen Glanz.
„Wir sind arm aber Sexy“ war so ein Spruch von ihm, den jeder
Bürger noch im Kopf hat. Fast so wie sein „Ich bin schwul und
das ist auch gut so.“

Ja, auch unter Wowereit wurde diese Stadt schlecht regiert,
aber wenigstens mit Stil. Der Berliner wusste im Prinzip, was
alles schief läuft, aber er fühlte sich wohl dabei. Brot und
Spiele, Champagner saufen aus Stöckelschuhen – dit war eben
auch Berlin.

Und jetzt Michael Müller (SPD)… Wenn man etwas Positives über
ihn schreiben will, fallen einen unwillkührlich Begriffe wie
„farblos“  und  „Führungsschäche“  ein.  Müller  ist  ein
erfolgloser  Verwalter  einer  längst  kaputtgesparten  Stadt.
Polizeiwachen  verfallen,  der  Feuerwehr  fehlen  160
Einsatzfahrzeuge,  Behörden  können  ihre  Aufgaben  wegen
Personalmangels nicht mehr erledigen, und junge Leute kommen
nicht nach, weil Berlin so geringe Gehälter zahlt. Da bewirbt
man sich lieber bei der Bundesverwaltung oder in Brandenburg.

Hier  werden  derweil  geplante  Hochzeiten  verschoben  ,
Bauanträge für Schulen  bleiben liegen, und Neuwagen können
nicht zeitnah angemeldet werden.

Heißt das Problem also einfach Müller? Natürlich nicht. Das
Problem  ist  die  linke  Regierungskoalition,  völlig
durchideologisiert, die aus irgendeinem Grund immer noch eine
parlamentarische  Mehrheit  zusammenbekommt.  Vielleicht,  weil
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das  bürgerliche  Alternativangebot  auch  wenig  Begeisterung
auslöst, obwohl die AfD wenigstens im Abgeordnetenhaus immer
wieder relevante Themen anspricht, die sonst hier nicht zur
Sprache  kommen  würden,  ganz  ähnlich  wie  im  Deutschen
Bundestag.

Das Dilemma wird an vielen Ecken deutlich. So braucht Berlin
dringend Wohnungen, aber die Bausenatorin will partout keine
privaten Investoren. Kann man so machen, ist aber schlecht,
wenn man auch keine anderen Investoren vorweisen kann. Oder
die  Abneigung  des  Senats  gegenüber  dem  Straßenverkehr.
Fahrbahnen werden verengt, Tempo 30 in der Fläche eingeführt,
U- und S-Bahnen stehen kurz vor dem Kollaps.

Wer ist der Mann an der Spitze, der all das zu verantworten
hat? Genau: Michael Müller. Seine SPD war einst die Berlin-
Partei mit 60 Prozent Zustimmung. Nun nähert sie sich dem
Projekt 18 an…

Am 30. September dürfen die
Berliner shoppen gehen
Berlin – Nach monatelangem Hickhack zwischen Gewerkschaften
und  Handel  soll  es  am  30.  September  nun  doch  einen
verkaufsoffenen Sonntag in der Hauptstadt geben. Das berichtet
die Berliner Morgenpost.

Die  Arbeitsverwaltung  ist  in  Berlin  zuständig  für  die
Festlegung  der  verkaufsoffenen  Sonntage.  Acht  solcher  Tage
sind pro Jahr erlaubt.

Der  Senat  war  zu  der  Auffassung  gekommen,  dass  Berlin  am
Mittwoch  danach  –  Tag  der  Deutschen  Einheit  –  nicht
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verkaufsoffen  sein  dürfe,  weil  die  Veranstaltung,  zu  der
Tausende  Besucher  erwartet  werden,  zu  weit  entfernt  vom
Wochenende liege.

Jetzt hat man sich darauf verständigt, dass der 30. September
als Teil der „Berlin Art Week“ vom 26. bis 30. betrachtet
wird. Auch in Berlin muss alles seine Ordnung haben.

Gedenkstätte Hohenschönhausen
kommt nicht zur Ruhe
Berlin -Nach dem Streit um eine Äußerung des Schriftstellers
Siegmar  Faust  gibt  es  neuen  Ärger  in  der  Gedenkstätte
Schönhausen.  Die  Berliner  Zeitung  berichtet  aktuell,  dass
Schriftführer  Stephan  Hilsberg  aus  dem  Förderverein
ausgeschlossen  werden  soll.  Hilsberg  war  früher  SPD-
Bundestagsabgeordneter  und  hatte  zuletzt  öffentlich  den
Vorsitzenden des Fördervereins Jörg Kürschner kritisiert. Die
Gedenkstätte – so Hilsberg – gerate immer stärker unter den
Einfluss  der  AfD,  deren  Vorsitzender  Georg  Pazderski  2017
sogar aufgenommen werden sollte.

Mit 4:3 Stimmen wurde des Ausschlussverfahren in Gang gesetzt.
Hilsberg wirft man seitens des Vereins vor, dass er „Interna
veröffentlicht“ habe. Kürschner geriet in die Kritik, weil er
„AfD-nahe Artikel“ in der konservativen Wochenzeitung Junge
Freiheit  publiziert  habe,  eine  „grundrechtlich  geschützte,
legitime  Tätigkeit  des  Vorsitzenden“,  wie  Kürschners
Verteidiger  zu  recht  meinen.
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Früherer  SPD-Senator  fordert
von  Migranten  Bekenntnis  zu
unseren Werten
Berlin  –  Mit  deutlichen  Worten  hat  der  frühere  Berliner
Innensenator  (2001-2011)   Ehrhart  Körting  (SPD)  zu  einer
Kurskorrektur in der Asylpolitik aufgerufen. In einem Artikel
für die Parteizeitung „Vorwärts“ stellt der Politiker klar,
dass  es  für  Antidemokraten,  Rassisten  und  Menschen,  die
Frauenrechte nicht achten, „keine dauerhaften Bleiberechte in
Deutschland“  geben  könne.  Die  Genfer  Flüchtlingskonvention
schreibe  Migranten  vor,  die  Gesetze  des  Aufnahmelandes  zu
achten.

Insbesondere  die  zunehmenden  antisemitischen  Angriffe  auf
Kippaträger  in  Berlin  bereitet  Körting  Sorgen.  Ebenso  die
sexuellen Übergriffe 2015/2016 in der Silvesternacht in Köln
und anderswo.

In  dem  „Vorwärts“-Beitrag  fordert  der  Sozialdemokrat,  der
Staat müsse „noch mehr als bisher auf die Lebenskultur der
Zuwanderer achten“. Sprache und soziale Integration  reichten
allein nicht aus, um Menschen zu integrieren. Körting weiter:
„Deutsche Sprache sprechen auch Höcke, Gauland und Weidel. Ihr
Gedankengut ist trotzdem erschreckend.“

Die Einbürgerung von Migranten müsse von „einem glaubhaften
inhaltlichen Bekenntnis des Einbürgerungsbewerbers zu unseren
Werten“ abhängig sein. Umfangreiche Prüfungen sollten zeigen,
ob Migranten „unseren freiheitlich demokratischen Rechtsstaat
wirklich wollen.“
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Dürfen  zum  Jubiläum  der
Luftbrücke  wieder
Rosinenbomber  in  Tempelhof
landen?
von KLAUS KELLE

Es sind die historischen Ereignisse, an denen die Menschen den
Unterschied  zwischen  politische  Systemen  deutlich  erkennen
können.  Und  in  dieser  Zeit,  in  denen  erstaunlicher  Weise
gerade Konservative in Deutschland und Europa neuerdings in
Putin-Besoffenheit  schwelgen,  ist  es  richtig,  sich  an  ein
Ereignis der Nachkriegszeit zu erinnern, das vielen Berlinern
das Überleben nach dem Krieg ermöglicht hat: die Luftbrücke
der Westallierten, die zwischen Juni 1948 und Mai 1949 die 2,2
Millionen  Menschen  in  der  zerbombten  Stadt  mit
Nahrungsmitteln, Medikamenten, Steinkohle und weiteren Gütern
versorgten.

Die sowjetische Besatzungsmacht hatte die Stadt in der Nacht
vom  23.  auf  den  24.  Juni  1948  als  Reaktion  auf  die
Währungsreform der Westalliierten erst von der Stromversorgung
abgeschnitten,  dann  den  gesamten  Güterverkehr  auf  Straßen,
Schienen  und  Wasser  blockiert.  Der  Militärgouverneur  der
amerikanischen  Zone  in  Berlin,  der  unvergessene  Lucius  D.
Clay,   setze  innerhalb  von  wenigen  Tagen  eine  gewaltige
Maschinerie in Gang, mit der Flugzeuge der USA, der Briten und
Franzosen im Minutentackt rund um die Uhr Versorgungsgüter
einflogen, um das Überleben der Berliner sicherzustellen.

In  der  Hauptstadt  ist  nun  eine  skuriler  Streit  darüber
ausgebrochen, wie das Jubiläum gefeiert werden soll, denn ein
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gemeinnütziger  Verein  will  organisieren,  dass  im  kommenden
Jahr bis zu 40 historische „Rosinenbomber“ in Berlin landen.
Konkret:  auf  dem  seit  Oktober  2008  geschlossenen  Flugfeld
Tempelhof. Theoretisch wäre das möglich, aber der Senat hat
entsprechende Anfragen bisher kategorisch zurückgewiesen. Und
ein formeller Antrag liegt offenbar bislang nicht vor.

Erst im März dieses Jahres hatte die Senatskanzlei auf eine
Anfrage des FDP-Abgeordneten Sebastian Czaja bechieden: „Die
Rosinenbomber dürfen nicht in Berlin landen.“ Ob damit das
letzte Wort gesprochen ist, wird sich zeigen. Denn inzwischen
hat die Aktion eine gewisse Eigendynamik entwickelt. Erste
Sponsoren  haben  sich  gemeldet  um  die  geschätzten  fünf
Millionen  Euro  Kosten  für  das  Event  aufzubringen.  Der
Mineralölkonzern Total soll sich bereiterklärt haben, einen
speziellen Sprit für die Veteranen-Flugzeuge zur Verfügung zu
stellen.

Bleibt die Frage, ob die Rosinenbomber dann nur fliegen oder
auch landen dürfen in der Stadt, der man nachsagt, dass hier
alles möglich ist…

In  Pankow  bricht  der
Kinderschutz zusammen – bald
auch in ganz Berlin?
Berlin  –  Das  Jugendamt  des  Bezirks  Pankow  ist  völlig
überlastet und kann Kinderschutz selbst im akuten Gefahrenfall
nicht mehr gewährleisten. Das hat jetzt eine Mitarbeiterin der
Behörde dem Tagesspiegel geschildert.

Danach  müsste  das  Personal  fast  verdoppelt  werden,  damit
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wenigstens die gesetzlich vorgeschriebenen Aufgaben bewältigt
werden können. Besonders der Zustrom von Flüchtlingen binde
enorm  viele  Ressourcen.  Das  beginne  bei
Verständigungsproblemen  und  ende  bei  kulturellen
Unterschieden.  So  schreibt  die  namentlich  nicht  genannte
Mitarbeiterin:  „Schon  die  Notwendigkeit  von  Schulbesuchen
erschließt sich vielen ausländischen Familien nicht.“ Dagegen
sei die Auffassung, dass Kinder gezüchtigt werden dürften,
weit verbreitet. Die Frau weiter: „Im Grunde machen wir uns
täglich strafbar.“

Der Kinderschutz werde nicht nur in Pankow vernachlässigt,
sondern  in  ganz  Berlin.  Wenn  Kinderschutzmeldungen  in  der
Behörde eingingen, dauere es Tage oder sogar Wochen, bis dem
Hinweis direkt vor Ort nachgegangen werde. Dabei müsste man
eigentlich  direkt  nach  einer  Meldung  sofort  jemanden
losschicken,  um  das  betroffene  Kind  zu  schützen.

Bei Prozessen vor Familiengerichten erscheinen Vertreter des
Jugendamtes trotz bestehender Anwesenheitspflicht kaum noch.
Auch Hausbesuche bei Problemfamilien seien eine Seltenheit.

 

Institut  für  Islamische
Theologie  an  der  Humboldt-
Universität
Berlin – Das Kuratorium der Humboldt-Universität zu Berlin
(HU)  hat  auf  Vorschlag  des  Akademischen  Senats  der  HU
beschlossen, das Berliner Institut für Islamische Theologie
als Zentralinstitut an der HU einzurichten. Damit sind alle
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Verfahrensschritte  erfolgt,  die  für  die  Etablierung  des
Institutes  nötig  sind.  Das  Ausschreibungsverfahren  für  die
vier zu besetzenden Professuren kann beginnen.

Parallel  dazu  wird  die  Etablierung  des  Beirats  für  das
Institut verfolgt. Zur Berufung der ersten Professuren wird
dieser eingerichtet sein. Die Kooperationsvereinbarung mit den
drei Verbänden – der Islamischen Gemeinschaft der schiitischen
Gemeinden Deutschlands e.V., dem Zentralrat der Muslime in
Deutschland  e.V.  Landesverband  Berlin,  der  Islamischen
Föderation  in  Berlin  e.V.  –  sowie  der  Senatskanzlei  –
Wissenschaft und Forschung und der HU wurde am 26./27. Juni
2018 unterzeichnet.

Die Vorsitzende des Kuratoriums, Edelgard Bulmahn (SPD): „Für
die Humboldt-Universität ist dies ein wichtiger Meilenstein in
ihrer  weiteren  Entwicklung.  Für  die  gesellschaftlichen
Herausforderungen unserer Zeit, in der die Religionen in einer
säkularen Welt miteinander noch stärker in den Dialog treten
müssen,  ist  die  wissenschaftliche  Begleitung  durch  eine
Hochschule wie der Humboldt-Universität von großer Bedeutung.“

Der  Staatssekretär  für  Wissenschaft  und  Forschung,  Steffen
Krach (SPD): „Mit dem Institut für Islamische Theologie wollen
wir einen wichtigen Beitrag zur Integration in unserer Stadt
leisten und das Miteinander der Religionen fördern.“

Die Grundlage für das Institut bildet das 2016 beschlossene
Eckpunktepapier  Islamische  Theologie  sowie  eine
Kooperationsvereinbarung  zur  Bildung  eines  Beirats,  die
zwischen der Trägerhochschule und islamischen Verbänden unter
Mitwirkung der Senatskanzlei – Wissenschaft und Forschung und
in  einer  gemeinsamen  Arbeitsgruppe  unter  der  Leitung  des
bisherigen  Gründungsbeauftragten  und  jetzigen
Gründungsdirektors Michael Borgolte vom April 2017 bis März
2018 erarbeitet wurde.



Berlin  will  „Lifeline“-
Flüchtlinge  aufnehmen  –
Scharfe Kritik von CDU, FDP
und AfD
Berlin  –  Die  vom  Regierenden  Bürgermeister  Michael  Müller
(SPD)  zugesagte  Aufnahme  von  Flüchtlingen  des
„Rettungsschiffes Lifeline“ in Berlin ist auf scharfe Kritik
der  Oppositionsparteien  gestoßen.  „Berlin  kann  nicht  im
Alleingang Flüchtlinge aufnehmen“, kritisierte der neue CDU-
Fraktionsvorsitzende  Burkard  Dregger.  Die  FDP  warf  dem
Regierenden  Bürgermeister  puren  „Populismus“  vor  und  Hanno
Bachmann  von  der  AfD  sprach  kernig  von  einer
„Selbstermächtigung der Schlepperorganisationen“. Berlin habe
sein Soll längst erfüllt.

Der  Senat  bekräftigt  dagegen,  Berlin  habe  ausreichende
Kapazitäten, um Flüchtlinge aufzunehmen – obwohl nach Aussage
einer  Sprecherein  der  zuständigen  Sozialsenatorin  Elke
Breitenbach (Linke) noch überhaupt nicht klar sei, wie viele
Flüchtlinge aufgenommen werden müssten: „Wie sich das konkret
gestaltet, muss man dann sehen.“

Medienberichten zufolge sei die Initiative Berlins von Linken
und Grünen ausgegangen. Michael Müller äußerte sich deutlich
zurückhaltender und appellierte an die Bundesregierung: „Der
Berliner Senat fordert die Bundesregierung auf, im Sinne der
Humanität konstruktive Möglichkeiten zu entwickeln und einen
gemeinsamen europäischen Weg zu finden. Im Rahmen dessen sei
Berlin  bereit,  Hilfe  zu  leisten  und  auch  Menschen
aufzunehmen.“
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Sie  sollen  die  Schwächsten
schützen:  Berliner  Polizei
wird  von  einem  Skandal
erschüttert
Berlin -Von Mustafa geht erstmal keine Gefahr mehr aus. Der
ehemalige Betreiber der sogenannten „Erlebniswohnung“ sitzt in
einer Zelle. Hinter dem an Zynismus kaum zu überbietenden
Namen verbirgt sich sein ehemaliges Bordell, in dem sogenannte
„Gangbang“-Partys auf Flatrate-Basis auch mit minderjährigen
Mädchen stattfanden.

Dass  alles  aufgedeckt  wurde,  ist  einer  Ermittlerin  des
Landeskriminalkamts (LKA) zu verdanken, die gegen vielerlei
Widerstände in fünfjährger Ermittlungsarbeit den Handel mit
Kindern zum Zweck des sexuellen Missbrauchs aufdeckte. Darüber
berichtet heute FOCUS Online.

Doch die ganze Geschichte hinter dem Fall hat das Zeug zu
einem  Sklandal  in  der  Berliner  Polizei,  wie  es  ihn  noch
niemals  gegeben  hat.  Das  vermutet  jedenfalls  der
innenpolitische  Sprecher  der  FDP-Fraktion  im  Berliner
Abgeordnetenhaus, Marcel Luthe. Er wittert „ein neuerliches
dramatisches Versagen beim LKA“ in der Hauptstadt. Auch die
Abteilung für interne Ermittlungen der Polizei ist inzwischen
aktiv geworden.

Nach Informationen von FOCUS Online habe ein V-Mann bereits
2011 von massenhaftem Missbrauch eines jungen Mädchens in dem
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Bordell  berichtet.  Als  die  Ermittlerin  daraufhin  die
Observation  der  Verdächtigen  und  Überwachung  der  Telefone
beantragt habe, lehnte ihre Vorgesetzte den Antrag mit der
Begründung  ab,  in  ihrem  Kommissariat  würden  grundsätzlich
keine Telefonüberwachungen durchgeführt.

 Einen  17  Seiten  umfassenden  Bericht  der  verantwortlichen
Ermittlerin habe die Leiterin mit den Worten „Jetzt muss ich
diese Scheiße auch noch lesen“ kommentiert. Als dann eine
Staatsanwältin  die  Telefonüberwachung  doch  anordnete,  habe
ihre  Chefin  angeordnet,  dass  die  Ermittlerin  die
insgesamt 2972 aufgezeichneten Telefonate und knapp 1600 SMS-
Nachrichten  alleine  auswerten  musste,  während  sich  ihre
Kollegen täglich 45 bis 60 Minuten Zeit für ein gemeinsames
Frühstück nahmen.

Die Auswertung der Telefongespräche der Verdächtigen brachten
dennoch weitere vielversprechende Hinweise. So soll es im LKA
einen „Maulwurf“ mit dem Decknamen „Der Kreuzberger“ gegeben
haben, der die Bordellbetreiber regelmäßig vor Razzien warnte.
Monatelang  passierte  nichts,  nach  einer  Nachfrage  der
Ermittlerin wurde ihr Monate später mitgeteilt, man habe den
Hinweis „als nicht so dringlich erachtet und sich bisher nicht
weiter  darum  gekümmert“.  Wegen  der  Hartnäckigkeit  der
Ermittlerin sei die Stimmung damals im Kommissariat zunehmend
gereizt gewesen.

Merkwürdig  auch  ein  kurzfristig  abgesagter  Einsatz  eines
Mobilen Einsatzkommandos (MEK) der Polizei, weil man auf den
vorher aufgenommenen Observationsfotos „etwas entdeckt“ habe.
Die MEK-Männer verweigerten die Aussage, was auf den Bildern
zu sehen war, und vereinbarten Stillschweigen. Begründet wurde
die überraschende Absage des Einsatzes damit, dass man über
die  Eintrittsgelder  „keine  Steuermittel  in  den  kriminellen
Kreislauf bringen wollte“.

Bei  einer  anderen  Razzia  hätten  zwei  Mitarbeiter  des
Ordnungsamtes eine Freier wiedererkannt, den sie schon vorher



dort gesehen hatten. Der Mann wurde kontrolliert und habe sich
als  Mitarbeiter  des  Bundesnachrichtendienstes  (BND)
ausgewiesen. Der Vorgang taucht in keiner Polizeiakte auf. Der
BND erklärte, er sei niemals über den Verdacht der Berliner
Polizei informiert worden.

 


